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Themenübersicht – Teil 2

• Änderung beim Mindestlohn
• Auswirkung auf Teilzeit und insbes. Minijobs

• Umgang mit Aushilfen, Ferienjobbern, Werkstudenten und Praktikanten
• Abgrenzung und Begriffsbestimmung

• Lohn, Urlaub, etc. – für wen gilt was?

• Kündigung – von der Vorüberlegung zur Umsetzung, Schriftverkehr und Dokumentation
• Kündigungsgründe – das Grundverständnis

• Sonderkündigungsschutz für bestimmte Personengruppen

• Wer darf unterschreiben und wie geht das?

• Zustellung von Schriftstücken und der Nachweis des Zugangs  

• Umgang mit erkrankten Mitarbeitern
• eAU und Abmahnung

• (Langzeit)erkrankte und BEM

• Schwerbehinderung und Gleichstellung

• Krankheitsbedingte Kündigung

• Nachweisgesetz in der Praxis
• Empfehlung für neue Arbeitsverträge

• Umgang mit bestehenden Arbeitsverträgen



Änderungen beim Mindestlohn

Auswirkungen auf Teilzeit und insbes. Minijobs 
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Gesetzlicher Mindestlohn

Der Ausgangspunkt:

§ 1 MiLoG

(1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf Zahlung eines 

Arbeitsentgelts mind. in Höhe des Mindestlohns durch den Arbeitgeber.

(2) Die Höhe des Mindestlohnes beträgt ab dem 1. Januar 2017 

EUR 8,84 -brutto- je Zeitstunde 

NEU: seit dem 1. Januar 2025 EUR 12,82 brutto 



Bedeutung im Bauhauptgewerbe:

➢ gesetzliche Mindestlohn ist Einstiegslohn

➢ Entgelttarifverträge sind nicht allgemeinverbindlich

Für diese Personengruppen gilt er:

➢ Arbeitnehmer, gewerblich und Angestellte

➢ Teilzeitkräfte, auch Mini- und Midijobber

➢ Werkstudenten

➢ Berufseinsteiger

➢ Rentner, mitarbeitende Hausfrauen / -männer



Folgen mindestlohnunterschreitender Vergütungsabreden

§ 3 Satz 1 MiLoG

Vereinbarungen, die den Anspruch auf Mindestlohn unterschreiten oder seine 

Geltendmachung beschränken oder ausschließen, sind insoweit unwirksam.

Konsequenz mindestlohnunterschreitender Lohnvereinbarungen?

➢ Zu geringe Lohn/Entgelt-Vereinbarung ist unwirksam

➢ AG hat Pflicht zur Mindestlohnnachzahlung

➢ Bußgeldpflichtig!



Vorsicht bei Teilzeit- und insbes. Minijob: 

Stundenvorgabe im Vertrag muss mit Blick auf vereinbarte /gesetzliche 

Verdienstgrenze an MiLo-Änderungen angepasst werden

➢ Teilzeitvertrag: 1.000,00 € brutto Gehalt, 25 Std./Woche!

➢ 25 Std. x 22 Arbtage = 110 Std. x 12,82 € MiLo = 1.410,20 € brutto

➢ Minijobvertrag: 556,00 € max. Verdienstgrenze in 2025, Vorgabe: 12 Std./Woche!

➢ 556,00 € : 12,82 € MiLo = 43 Std./Monat max.!

➢ Ggf. weitere tarifvertragliche Ansprüche beachten: 

13. MOE, zus. Urlgeld, Zulagen für Mehrarbeit, Erschwernisse, Feiertage, usw.

Folge: MiLo-Verstoß = Bußgeld!



Welche Fragen haben Sie?



Umgang mit Aushilfen, Ferienjobbern, 
Werkstudenten und Praktikanten
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Definition Praktikant in § 22 Abs. 1 Satz 3 MiLoG:

Praktikant ist … , wer sich … für eine begrenzte Dauer zum Erwerb 

praktischer Kenntnisse und Erfahrungen einer bestimmten 

betrieblichen Tätigkeit zur Vorbereitung auf eine berufliche Tätigkeit 

unterzieht, ohne … eine Berufsausbildung zu absolvieren.

Praktikant – woran erkenne ich ihn?



Ausnahmeregelungen (kein MiLo):

1. Praktikum erfolgt aufgrund schulrechtlicher Bestimmungen, einer Ausbildungs-

ordnung, einer hochschulrechtlichen Bestimmung oder im Rahmen einer 

Ausbildung an einer gesetzlich geregelten Berufsakademie:

▪ sämtliche schul-, studien- und prüfungsbegleitende Praktika

▪ als Voraussetzung zur Aufnahme einer bestimmten Ausbildung / Studium 

verpflichtendes Praktikum

▪ Praktika an gesetzlich geregelter Berufsakademie

▪ Dauer: entsprechend „Ausbildungsordnung“ 

▪ Wichtig: Ausbildungsordnung vorlegen lassen / Bestätigung des „Trägers“



Ausnahmeregelungen (kein MiLo):

2. Praktikum von bis zu 3 Monaten zur Orientierung für eine Berufsausbildung oder 

Aufnahme eines Studiums:

▪ Praktikant muss grundsätzlich geeignet sein um die Ausbildung / Studium 

aufzunehmen

▪ die Ausbildung im Praktikum weist inhaltlichen Bezug zur Ausbildung / 

Studium auf

▪ Dauer: max. 3 Monate



Ausnahmeregelungen (kein MiLo):

3. Praktika von bis zu 3 Monaten begleitend zu einer Berufs- oder Hochschul-

ausbildung, wenn nicht zuvor ein solches Praktikumsverhältnis mit dem selben 

Ausbildenden bestanden hat:

▪ Sog. „freiwilliges“ Praktikum

▪ inhaltlicher Bezug zur jeweiligen Ausbildung

▪ kein vorheriges Praktikumsverhältnis zum jeweiligen Unternehmen

▪ Dauer: max. 3 Monate



Praktikanten und Mindestlohn

MiLo-Freiheit des Praktikanten ist Ausnahmeregelung:

Darlegungs- und Beweislast für eine Ausnahme (d.h. kein MiLo nach gesetzlicher 

Vorgabe) liegt beim Arbeitgeber, also Nachweise sammeln und bereit halten, z.B. 

Studienordnung, Bewerbungsunterlagen mit Nachweisen zur angestrebten 

Tätigkeit, Bestätigung des Trägers über Praktikumsdauer, usw.

Soweit Orientierungs- oder freiwilliges Praktikum (vgl. oben b) oder c)) länger als 3 

Monate dauert/beabsichtigt, ist Aufteilung in Praktikum (max. 3 Monate) und 

mindestlohnpflichtige Beschäftigung (im Anschluss) erforderlich (ansonsten volle 

Dauer des Einsatzes im Betrieb MiLo-pflichtig und Doku-pflichtig!).

Pflicht zum schriftl. Praktikantenvertrag im Nachweisgesetz geregelt. Fehlender 

Praktikantenvertrag kann dem AG ggf. den Beweis abschneiden, dass ein 

Praktikumsverhältnis überhaupt vorgelegen hat.



Abgrenzung Praktikant - Arbeitnehmer
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Werkstudenten

Was kennzeichnet einen Werkstudenten?

Werkstudenten sind Studierende, die neben ihrem Vollzeitstudium bei einem 

Arbeitgeber mehr als geringfügig beschäftigt sind und bestimmte 

Voraussetzungen erfüllen. 

Sie zahlen keine Beiträge in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, 

sondern sind weiterhin in der KVdS versichert und zahlen dort Beiträge.

Werkstudent darf grundsätzlich regelmäßig nicht mehr als 20 Stunden pro Woche

arbeiten, auch wenn sie oder er bei mehreren Arbeitgebern beschäftigt ist. Die Höhe des 

Arbeitsentgelts ist unerheblich.

Zeiten als Werkstudent und sonstiger Minijob werden zusammengerechnet

Werkstudenten haben den Status eines Teilzeitmitarbeiters. Nach dem Gesetz hat jeder 

Arbeitnehmer in Deutschland das Recht auf mind. vier Wochen Urlaub.



Welche Fragen haben Sie?



Kündigung –
von der Vorüberlegung zur Umsetzung, 

Schriftverkehr und Dokumentation
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Kündigungsgrund und 
Vorüberlegungen

• bestehendes Vertragsverhältnis (Arbeits-/Ausbildungsvertrag)

• Beendigung beabsichtigt

➔mehrere Lösungsmöglichkeiten: evtl. Probezeit / Befristung / Bedingung, 

Aufhebungsvertrag, und auch Kündigung

• einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung

• Kündigungsarten (ordentlich-fristgerecht oder außerordentlich-fristlos)

• Arbeitsrecht schützt Arbeitnehmer

➔Schutzmechanismen: insb. allgemeiner Kündigungsschutz in KSchG

➔Arbeitgeber muss dementsprechend frühzeitig planen/handeln

• Sachverhalt analysieren: Um welche Art Arbeitnehmer handelt es sich? Wie 

lange ist der Arbeitnehmer bereits im Betrieb? Was ist vertraglich vereinbart?

• Sonderkündigungsschutz, insb. für BR-Mitglieder, 

Schwerbehinderte/Gleichgestellte, DS-Beauftragten, Schwangere, Elternzeit
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Allgemeiner Kündigungsschutz

1. Kündigungsfristen

- gewerbliche Arbeitnehmer → § 11 BRTV Bau

- Angestellte → § 622 BGB (ggf. i. V. m. § 11 RTV)

- Auszubildende → § 22 BBiG

(- Arbeitnehmer mit befr. Vertrag → § 15 TzBfG)

2. Berechnung der Kündigungsfristen

- Wegfall/Unwirksamkeit des § 622 Abs. 2 Satz 2 BGB

- Neuregelung im BRTV-Bau bzgl. Ausbildungszeiten

• Ausbildungszeiten bleiben unberücksichtigt; aber nach Übernahme aus einem Ausbildungsverhältnis 
auch in den ersten 6 Monaten bereits 12 Werktage Kündigungsfrist
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Kündigungsschutz für alle?

Anwendbarkeit des Kündigungsschutzgesetzes:

1. Arbeitsverhältnis muss länger als 6 Monate bestanden haben UND

2. Schwellenwertüberschreitung: regelmäßige Beschäftigtenzahl

> 10 AN ab dem 01.01.2004

Bei Vorliegen beider Voraussetzungen:

AN besitzt Kündigungsschutz nach KSchG! 

Das bedeutet → Kündigungsgrund erforderlich, ggf. vom AG zu beweisen.

Kü-Frist muss ohnehin immer eingehalten werden.
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Kündigungsschutz für alle?

Berechnung der Arbeitnehmerzahl nach regelmäßiger wöchentlicher 

Arbeitszeit:

- nicht mehr als 20 Stunden: 0,5

- nicht mehr als 30 Stunden: 0,75

- über 30 Stunden: 1

− zu berücksichtigen: gewerbliche AN, Angestellte/Poliere, leitende 

Angestellte, mitarbeitende Familienangehörige des Betriebsinhabers, 

ruhende Arbeitsverhältnisse, u.a. (auch die ____ )

− nicht zu berücksichtigen: Auszubildende, Praktikanten, freie Mitarbeiter
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Kündigungsschutz für alle?

Anwendbarkeit KSchG (-):

kein Kündigungsschutz nach dem 
KSchG, aber

• keine willkürlichen

oder

• sachfremden Erwägungen
des AG, insbes. Kündigung nicht 
als Strafe oder Maßregelung

Anwendbarkeit KSchG (+):

Kündigungsschutz nach KSchG, 

d.h. 

Kündigungsgrund muss vorliegen 

und 

ggf. vom AG bewiesen werden
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Kündigungsgründe nach KSchG: (abschließende Aufzählung)

➢ verhaltensbedingt

➢ personenbedingt (insb. krankheitsbedingt)

➢ betriebsbedingt
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Verhaltensbedingte Kündigung

- Kündigungsgrund liegt im Verhalten des AN

- i. d. R. zuvor einschlägige Abmahnung(en) erforderlich

- Kündigung ohne Abmahnung nur bei schwerem Verstoß gegen die 

arbeitsvertraglichen Pflichten

- außerordentliche (fristlose) Kündigung nur möglich, wenn die Fortsetzung des 

Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist für 

Arbeitgeber objektiv unzumutbar

• Meist bei Widerholungsgefahr

• 2-Wochen-Frist ab Kenntnis des wichtigen Grundes beachten!
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Personenbedingte Kündigung

- Kündigungsgrund liegt in der Person des AN

- aufgrund seiner persönlichen Eigenschaften und Fähigkeiten oder deren Nichtvorliegen kann 

der Zweck des Arbeitsvertrags dauerhaft nicht mehr erreicht werden

- Verschulden des AN irrelevant

- Beispiele:

• häufig wiederholte oder längere Krankheit

• fehlende Arbeitserlaubnis bei Ausländern

• Arbeitsverhinderung wegen langjähriger Haftstrafe

• Verlust der Fahrerlaubnis insbesondere bei Kraftfahrern

• …
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Personenbedingte Kündigung

Sonderfall: Krankheitsbedingte Kündigung

- krankheitsbedingte Kündigung = vom AG ausgesprochene Kündigung, mit der einem durch das 

KSchG geschützten AN (trotzdem) in rechtlich zulässiger Weise ordentlich gekündigt werden 

kann, falls AN aufgrund seiner Krankheit den ArbVertrag künftig nicht mehr (ordnungsgemäß) 

erfüllen kann

- Merke: Kündigung während der Krankheit möglich; aber nur ausnahmsweise wegen der 

Krankheit.

- Gibt es mildere Mittel?

• zumutbare Änderung der Arbeitsbedingungen

• Versetzung auf freien, leidensgerechten Arbeitsplatz

• …
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Personenbedingte Kündigung

Sonderfall: Krankheitsbedingte Kündigung

Voraussetzungen: (müssen alle vorliegen)

1. negative Gesundheitsprognose

- Vorliegen von Tatsachen über zukünftige AU des AN im bisherigen Umfang

- maßgeblicher Zeitpunkt: Zugang der Kündigung

2. Beeinträchtigung betrieblicher oder wirtschaftlicher Interessen des AG

- Störungen Betriebsablauf, erhebliche Belastung des AG durch EFZ etc.

3. Interessenabwägung

- AG müssen bei umfassender Abwägung der beiderseitigen Interessen unter Berücksichtigung der Dauer des 

ArbVerhältnisses, der Krankheitsursachen, der Fehlzeiten vergleichbarer AN und des Lebensalters des AN die 

festgestellte Beeinträchtigung seiner Interessen nicht mehr weiter zugemutet werden können
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Personenbedingte Kündigung

Sonderfall: Krankheitsbedingte Kündigung

Fallkonstellation: häufige Kurzzeiterkrankung

• immer wieder AU des AN für kürzere Zeit (einige Tage oder Wochen), so dass die 

Fehlzeiten dem AG dauerhaft nicht zumutbar sind

• Indiz für negative Gesundheitsprognose: zumindest in den letzten 2 bis 3 Jahren muss 

AU des AN von deutlich mehr als 6 Wochen vorgelegen haben

▪ beruht Beeinträchtigung des AG nur in Pflicht zur EFZ, AU des AN von ca. 45 – 60 AT als ungefähre Maßgabe

Seite 29



Kündigungsgründe nach dem KSchG

Personenbedingte Kündigung

Sonderfall: Krankheitsbedingte Kündigung

Fallkonstellation: Langzeiterkrankung

• die Wiederherstellung der AF des AN ist zwar nicht ausgeschlossen, doch ist das Ob und 

Wann hierüber unklar, da AU des AN bereits längere Zeit am Stück

• Indiz für negative Gesundheitsprognose: ausweislich ärztlicher Gutachten darf mit 

Genesung des AN nicht innerhalb von 24 Monaten nach Kündigung gerechnet werden

• Beeinträchtigung des AG weniger finanziell als organisatorisch

• Ungewissheit über Ob und Wann der Genesung steht krankheitsbedingter dauerhafter AU 

gleich
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Personenbedingte Kündigung

Sonderfall: Krankheitsbedingte Kündigung

Fallkonstellation: dauerhafte Arbeitsunfähigkeit

• dauerhafte Leistungsunfähigkeit/AU des AN

• Interessenabwägung nur in seltenen Fällen zugunsten AN

• krankheitsbedingte Kündigung hier i. d. R. zulässig
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Kündigungsgründe nach dem KSchG

Betriebsbedingte Kündigung

1. dringliche betriebliche Erfordernisse

• sachliche, vernünftige, nicht willkürliche unternehmerische Entscheidung

• Beispiele: Rationalisierungsmaßnahmen, Outsourcing, Betriebsstillegung etc.

2. fehlende Weiterbeschäftigungsmöglichkeit

• kein freier Arbeitsplatz zum Zeitpunkt der Kündigung oder bis zum Ablauf der Kündigungsfrist vorhanden

(ansonsten Versetzung oder Änderungskündigung möglich und erforderlich)

3. fehlerfreie Sozialauswahl

• vergleichbarer Arbeitnehmerkreis (horizontaler Vergleich)

• entscheidende Sozialkriterien: Betriebszugehörigkeit, Lebensalter, Unterhaltspflichten, Schwerbehinderung

• zur Abwägung der Sozialkriterien Punktesystem/-tabelle nutzen
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Erforderliche Genehmigungen und 
Beteiligungen

• unter bestimmten Umständen erfordert eine wirksame Kündigung 

zusätzlich zu den Anforderungen des allgemeinen Kündigungsschutzes 

aus dem KSchG eine oder mehrere Genehmigungen und/oder 

Beteiligungen und/oder Anhörungen bestimmter Institutionen oder 

Gremien

→ sog. Sonderkündigungsschutz

Seite 33



Sonderkündigungsschutz

Kündigung (Schwer)behinderter

- Schutz des (Schwer)behinderten:
• Kündigungsschutz ab GdB 50 (Feststellung durch Versorgungsamt)
• Kündigungsschutz ab GdB 30 (Feststellung durch Versorgungsamt) und

Gleichstellung (Feststellung durch Agentur für Arbeit)

- Vor Kündigung erforderlich: 
• Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung, falls vorhanden (auch bei 

Gleichgestellten)
• Zustimmung des Integrationsamts zur Kündigung (auch bei Gleichgestellten)
• Bei Kündigung in den ersten 6 Monaten des Arbeitsverhältnisses Beteiligung 

des Integrationsamtes erforderlich (uneinheitliche Rechtsprechung)
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Sonderkündigungsschutz

Kündigung während Schwangerschaft / Elternzeit

- Schutz der Schwangeren / Mutter:
• Kündigungsschutz ab Beginn der Schwangerschaft bis 4 Monate nach 

Entbindung, wenn AG Kenntnis von der Schwangerschaft hat bzw. innerhalb 
von 2 Wochen nach Zugang der Kündigung erhält (§ 17 Abs. 1 MuSchG).

• Ausnahme: Kündigung wird durch Arbeitsschutzbehörde / 
Gewerbeaufsichtsamt für zulässig erklärt (§ 17 Abs. 2 MuSchG)

- Schutz in Elternzeit:
• Kündigungsschutz nach Antragstellung (Antragsfrist: mind. 2 Monate vor 

Beginn der Elternzeit) frühestens ab 8 Wochen vor Beginn der Elternzeit bis 
zu deren Ende.
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Sonderkündigungsschutz

Kündigung von Betriebsratsmitgliedern

- Schutz der Betriebsratsmitglieder:
• ordentliche Kündigung grds. unwirksam (§ 15 Abs. 1 KSchG)
• außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses nur mit vorheriger 

Zustimmung des Betriebsrats wirksam (§ 15 Abs. 1 KSchG) (ggf. gerichtliches 
Zustimmungsersetzungsverfahren) 

• Schutz gilt während der Amtszeit und wirkt noch 1 Jahr nach (ordentliche 
Kündigung zwar weiter ausgeschlossen; außerordentliche Kündigung benötigt 
aber nur noch vorherige Anhörung des Betriebsrats, jedoch keine vorherige 
Zustimmung mehr)

• Schutz gilt auch für Ersatzmitglieder, Mitglieder des Wahlvorstands, 
Wahlbewerber mit teils anderen Nachwirkungszeiträumen

• Schutz gilt auch für Mitglieder einer Personalvertretung, Jugend-
/Auszubildendenvertretung, Jugendvertretung
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Sonderkündigungsschutz

Kündigung des Datenschutzbeauftragten

- Schutz des Datenschutzbeauftragten:
• ordentliche Kündigung grds. unwirksam (§§ 38 Abs. 2, 6 Abs. 4 BDSG-neu), wenn 

Unternehmen verpflichtet war, einen Datenschutzbeauftragten zu benennen

• außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses möglich (§§ 38 Abs. 2, 6 Abs. 4 
BDSG-neu)

• Schutz gilt während der Benennung / Tätigkeit und wirkt noch 1 Jahr nach

• Schutz gilt auch für Stellvertreter
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Kündigungsschreiben

Kündigungserklärung

Schriftformerfordernis (§ 623 BGB, § 22 Abs. 3 BBiG)

• einheitliche und zusammenhängende Urkunde mit handschriftlicher Unterschrift;

• Vertretung durch berechtigte Person (Inhaber, Geschäftsführer, Bevollmächtigter, Prokurist)

Benennung des Kündigungsgrundes (Begründung) im Kündigungsschreiben:

- bei Arbeitnehmern → nicht erforderlich und nicht sinnvoll

- bei Auszubildenden →  nach der Probezeit zwingend erforderlich (§ 22 Abs. 3 BBiG)

Beachte: 

• Mitteilung, ob ordentliche oder außerordentliche Kündigung ist
erforderlich, insbes. wegen Gefahr „fehlerhafter“ Fristberechnung,

daher: Kündigung „hilfsweise zum nächstmöglichen Termin“ erklären.
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Kündigungsschreiben

Zugang

Zeitpunkt des Zugangs der Kündigung ist sicherzustellen für: 

- Berechnung der Kündigungsfrist

- Beachtung der 2-Wochen-Frist zur außerordentlichen Kündigung ab Kenntnis 
des Kü-Grundes

Alternativen bei Überschreiten der 2-Wochen-Frist:

• ordentliche Kündigung (aber ggf. bis zu 7 Monate Kündigungsfrist)

• ordentlich unkündbare AN/Azubis: Abmahnung

- Kontrollberechnung der 3-Wochen-Frist zur Erhebung der 
Kündigungsschutzklage (Verfristung?)
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Kündigungsschreiben

Zugang

Empfohlene Zustellungsvarianten für die Kündigung: 

- persönliche Übergabe (mit Empfangsbestätigung, unter Zeugen etc.)

- Zustellung per Boten (mit Aktenvermerk)

- Einwurf-Einschreiben (Sendungsbeleg aufbewahren und Zustelldokument anfordern!)
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AG-Pflichten nach Kündigung, 
Informationspflichten, Formularwesen

• Hinweise/Informationen zur Arbeitssuchendmeldung

• Gewährung von Zeit zur Stellungssuche

• Resturlaub

• Herausgabe der Arbeitspapiere

• Zeugniserteilung

• Ausgleichsquittung

• Musterunterlagen nutzen!
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Welche Fragen haben Sie?



Umgang mit erkrankten Arbeitnehmern

Entgeltfortzahlung und BEM
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Grundsätzliches zur EFZ 
im Krankheitsfall

• geregelt im „Gesetz über die Zahlung des Arbeitsentgelts 
an Feiertagen und im Krankheitsfall“ (EFZG) vom 
01.06.1994

• EFZA ist inhaltsgleich zum Vergütungsanspruch; also kein
Lohnersatzanspruch

• EFZA entsteht erst nach 4-wöchiger ununterbrochener 
Dauer des AV (Wartezeit)

• EFZ läuft grds. bis max. zur Dauer von 6 Wochen (= 42 
Kalendertage)

• Höhe des EFZA bestimmt sich nach der regelmäßigen 
Vergütung des AN



Anspruchsberechtigter
Personenkreis

• AN (gewerbliche AN sowie Angestellte und Poliere)

• Auszubildende

• Praktikanten mit Vergütungsanspruch

• die Person muss…
• dem dt. Sozialversicherungsrecht unterliegen

• seinen Wohnsitz in Deutschland haben

• seine Arbeitseinsätze in Deutschland beginnen und beenden



„Krankheit“

• Krankheit = regelwidriger Körper- oder Geisteszustand,      
der eine Heilbehandlung erforderlich macht (Ursache oder 
Heilbarkeit irrelevant)

• Bsp.:
• Erkältung (+)

• Gebrochenes Bein (+)

• Trunk- und Drogensucht (+)

• nicht medizinisch indizierte Schönheits-OP (-)

• regulär verlaufende Schwangerschaft (-)

• altersbedingtes Nachlassen der körperlichen oder geistigen Kräfte (-)



„AU“ Arbeitsunfähigkeit

• Krankheit und AU nicht deckungsgleich

• Krankheit führt nicht automatisch zur AU

• AU, wenn der AN seine vertraglich geschuldete Tätigkeit 
nicht ausüben kann oder nicht ausüben sollte

• medizinische Wertung eines Arztes nach obj. Kriterien (Art, 
Schwere, Pflege, Verschlimmerung, bevorstehender Eintritt, 
Rückfall, Bezug zur Tätigkeit des AN)

• es gibt keine Teil-AU; diese ist vollständige AU



Arbeitsverhinderung infolge
krankheitsbedingter AU

• krankheitsbedingte AU muss die alleinige, ausschließliche 
Ursache für die Arbeitsverhinderung sein

• Kausalität (-), wenn die Arbeit zumindest auch aus einem anderen 
Grund nicht geleistet wird

• Bsp.:

• Arbeitskampf grds. (-)

• Mutterschutz, Elternzeit, Pflegezeit, vollständige Kurzarbeit (-)

• Urlaub: Besonderheit des § 9 BUrlG

• teilweise Kurzarbeit: Kürzung EFZA: § 4 III EFZG



Problem: Verschulden

• EFZA durch Verschulden des AN an krankheitsbedingter AU 
ausgeschlossen

• Verschulden (+), wenn grober Verstoß gegen das eigene Interesse eines 
verständigen Menschen vorliegt (grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz)

• Bsp.:
• besonders gefährliche Sportarten (+)

• Verkehrsunfall infolge Alkoholkonsums, Nichtanlegen des Sicherheitsgurts, 
erhebliche Geschwindigkeitsübertretung (+)

• Alkohol-/Suchterkrankung (-); Rückfälligkeit (+)



• Darlegungs-/Beweislast für vorliegendes Verschulden liegt 
beim AG

• aber:
• Mitwirkungspflicht beim AN

• Beweislastumkehr, wenn Beweis des ersten Anscheins für 
Verschulden spricht

Problem: Verschulden



Mitteilungs- und 
Feststellungspflicht des AN

• AN verpflichtet zur unverzüglichen Mitteilung der AU und 
deren voraussichtliche Dauer (Selbstdiagnose)

• bei Überschreitung des selbst prognostizierten Zeitraums 
erneute unverzügliche Mitteilung über Verlängerung

• AG muss vorgeben, wo und bei wem AN die Mitteilung 
genau machen muss



• dauert AU länger als 3 Kalendertage, muss AN spätestens 
am darauffolgenden Arbeitstag AU ärztlich feststellen lassen 
und AG informieren

• so auch bei AU-Folgefeststellung, wenn AU über Zeitraum 
der vorherigen Feststellung fortdauert

• AG kann frühere Feststellung verlangen

• bei genereller Anordnung zur früheren Feststellung  hat 
Betriebsrat ein Mitbestimmungsrecht

Mitteilungs- und 
Feststellungspflicht des AN



• Darlegungs-/Beweislast für tatsächlich vorliegende 
krankheitsbedingte AU liegt beim AN

• grds. genügt ärztliche Feststellung der AU (gesetzlich 
vorgesehenes Mittel zum Nachweis von krankheitsbedingter 
AU und Dauer; Beweis des ersten Anscheins)

• AG kann qualifiziert bestreiten und Anscheinsbeweis 
erschüttern (z.B. Zeitraum der AU = Kündigungsfrist)

• AN muss dann vollen Beweis für krankheitsbedingte AU 
erbringen

Mitteilungs- und 
Feststellungspflicht des AN



Dauer der EFZ

• Grundsatz:
• Anspruch besteht nach Ablauf der Wartezeit von 4 Wochen für die 

gesamte Dauer der AU; höchstens jedoch für sechs Wochen = 42 
Kalendertage

• bei AU während eines AT, beginnt Anspruchszeitraum am nächsten 
Tag

• Anspruchszeitraum beginnt erst dann wieder neu inkl. eines neuen 
EFZA, wenn erneute AU auf einer anderen Krankheit beruht



• (P) Fortsetzungserkrankung

• bei erneuter AU aufgrund derselben Krankheit entsteht grds. kein neuer 
Anspruchszeitraum und somit kein neuer EFZA

• dies erst, wenn AN mind. 6 Monate nicht infolge derselben Krankheit in AU 
war, oder

• Darlegungs-/Beweislast für vorliegende Fortsetzungserkrankung liegt 
beim AG (Anfrage bei der KV möglich)

• Darlegungs-/Beweislast für nichtvorliegende Fortsetzungserkrankung 
bei Dauer der AU von mehr als 6 Wochen liegt beim AN

Dauer der EFZ



• (P) Mehrfacherkrankung
• Grundsatz der Einheit des Versicherungsfalls

• Auftreten einer anderen Krankheit löst neuen EFZA nur dann 
aus, wenn sich die Krankheiten nicht überlappen

• nur, wenn erste Krankheit innerhalb des 6-Wochen-Zeitraums 
endet, kann EFZ für den verbleibenden Rest der Zeit für die 
andere Krankheit beansprucht werden

Dauer der EFZ



Höhe der EFZ

• es gilt das Lohnausfallprinzip

• fortzuzahlendes Entgelt ist die für die regelmäßige 
Arbeitszeit des AN individuell geschuldete Vergütung in 
Höhe von 100%

• Ausnahmen u.a. bei Kug während AU

• bei schwankenden Arbeitszeiten abstellen auf 
ausreichenden Referenzzeitraum (ca. 12 Monate)



Überprüfung der AU durch den MDK



Grundsätzliches zum MDK

• MDK = Medizinischer Dienst der Krankenversicherung

• Funktion: medizinische, zahnmedizinische und pflegerische Beratung 
und Begutachtung für die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung

• Regionale Standorte in den Bundesländern

• der MDK…:
• ist unabhängig und unparteiisch

• wird ausschließlich im Auftrag der gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen sowie 
ihrer Verbände tätig

• erhält von einzelnen Kassen keine Weisungen oder Vorschriften zur Begutachtung im 
Einzelfall



Entscheidungsmöglichkeiten 
des MDK

• aus medizinischer Sicht:
• AU beendet

• AU auf Zeit

• dauerhafte AU

• Aussagen zum Leistungsbild

• drohende Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit

• sonstiges (Reha-Bedarf, Integrationshilfen etc.)



Unmittelbarer Nutzen der 
MDK-Beratung/-Begutachtung

• Begutachtung bei Zweifel AG/KK an der AU

• Begutachtung zur Dauer der AU

• Unterstützung beim BEM (Beurteilung von Art und Dauer 
einer Eingliederung)

• Einleitung von Reha-Maßnahmen bei drohender 
Erwerbsminderung und Unterstützung bei Umdeutung in 
Rentenantrag

• Klärung der Entgeltfortzahlung bei Fraglichkeit einer 
Fortsetzungserkrankung



Welche Fragen haben Sie?



BEM im mittelständischen Baubetrieb



PRÄVENTION
gem. § 167 Abs. 1 SGB IX

Arbeitsverhältnis 

gefährdet

► personenbedingt

► verhaltensbedingt

► betriebsbedingt

Beteiligte

► SBV

► BR / PR

► Integrationsamt

► Ggfs. Weitere

ZIEL

Beseitigung der Schwierigkeiten und 

dauerhafte Sicherung des Arbeitsverhältnisses

Arbeitgeber

schaltet ein



PRÄVENTION
Konsequenzen für den Arbeitgeber

Fehlen des 
Präventionsverfahrens:

▪ grds. keine formelle 
Wirksamkeitsvoraussetzung vor 
Ausspruch Kündigung

▪ Erhöhung der Beweislastpflicht 
des Arbeitgebers (Ultima ratio)

▪ Aber: in der Praxis ohne 
Prävention und/oder BEM keine 
Kündigung gerichtlich 
durchsetzbar

Ordnungsgemäße 

Durchführung:

▪ Erfüllung der besonderen 
Arbeitgeberpflicht, § 164 
Abs. 4 SGB IX

▪ kann zur Verkürzung des 
Kündigungsschutz-
verfahrens beim 
Integrationsamt (InA)/ LWV  
führen



BETRIEBL. EINGLIEDERUNGS-

MANAGEMENT (BEM)
§ 167 Abs. 2 SGB IX

Betroffener

6 Wochen arbeitsunfähig 

innerhalb eines Jahres 

(wiederholt oder an einem 

Stück)

weitere Beteiligte

► SBV, sofern sbM

► BR / PR

► Betriebsarzt

► Integrationsamt 

► IFD

► etc. ….

Arbeitgeber

klärt mit

Zustimmung und 

Beteiligung des 
Betroffenen

Arbeitgeber

zieht hinzu

ZIEL

 Beseitigung der Arbeitsunfähigkeit  

► Vermeidung neuer Arbeitsunfähigkeit

 dauerhafte Sicherung des 

Arbeitsverhältnisses



▪ keine unmittelbare Konsequenz bei Nichtannahme eines BEM-
Angebotes 

▪ keine formelle Wirksamkeitsvoraussetzung für den Ausspruch einer 
krankheitsbedingten Kündigung

▪ Verschiebung der Darlegungs- und Beweislastpflicht

BETRIEBL. EINGLIEDERUNGS-

MANAGEMENT (BEM)
Entbehrlichkeit des BEM



UNTERSCHIEDE zwischen
PRÄVENTION & BEM

§ 167 Abs. 1 SGB IX § 167 Abs. 2 SGB IX

nur für sbM/glbM

ohne konkretes Einverständnis (und Teilnahme) 
des sbM/glbM möglich

alle Arbeitnehmer, auch Beamte

nur mit Einverständnis 
findet ohne Einverständnis nicht statt

Interessenvertretungen nehmen immer teil,
Grundteilnehmerkreis steht im Gesetz 
festgeschrieben

AN entscheidet, wer teilnimmt
AN kann gewisse Personen abwählen

verschiede Schwierigkeiten: personen-, 
verhaltens-, betriebsbedingt

Grund: 6 Wochen Arbeitsunfähigkeit

InA ist zwingend beteiligt InA kann auf Wunsch des AN beteiligt 
werden (bei sbM/glbM)



▪ behinderungsgerechte Einrichtung und 
Unterhaltung der Arbeitsstätten

▪ außergewöhnliche Belastungen

▪ Ausbildungszuschüsse und –prämien

▪ HePAS

BEGLEITENDE HILFEN
Leistungen an Arbeitgeber



▪ Technische Arbeitshilfen

▪ Arbeitsassistenz

▪ Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung und Erweiterungen 
beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten                          
(Fortbildungen und Job Coaching)

BEGLEITENDE HILFEN
Leistungen an schwerbehinderte Menschen



Welche Fragen haben Sie?



Nachweisgesetz in der Praxis

Umgang mit Neu- und Bestandsarbeitsverträgen

Seite 72



Schriftform und Arbeitsvertrag 

Arbeitsvertrag grundsätzlich auch mündlich möglich und wirksam

Wichtige Ausnahme: Teilzeit- und Befristungsgesetz 

(Schriftform ist Wirksamkeitsvoraussetzung für Befristungsregelung, nicht für 

Wirksamkeit des Vertrages als solchem)

NEU Nachweisgesetz (mit Bußgeld belegt) 

- AG hat Pflicht zur Niederschrift wesentlicher Vertragsbedingungen

- Umfang gesetzlich vorgegeben – sehr umfangreich

- Erteilung spätestens 1 Monat nach Beginn des Arbeitsverhältnisses, 

sonst innerhalb 2 Monaten nach Verlangen 

- Gilt für ALLE Arbeitnehmer und Praktikanten



Schriftform des Arbeitsvertrages 

Neuregelung im Nachweisgesetz 

Konkrete Umsetzung im Betrieb:

… immer AKTUELLE Musterarbeitsverträge des Verbandes verwenden,

… und nichts rausstreichen oder löschen! 

… auch, wenn die Erstellung des Vertrages zeitaufwendig ist.



Welche Fragen haben Sie?
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